Allgemeine Vertragsbedingungen
fur Nachunternehmer (AVN)
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Allgemeine Geschéaftsbedingungen

Etwaige allgemeine Geschaftsbedingungen des Nach-
unternehmers (im Folgenden AN genannt) gelten nicht.

Fir die Bestellung / Beauftragung gilt:

Bestelltag ist das Absendedatum der Bestellung. Die
Bestellung ist spatestens binnen 10 Tagen schriftlich zu
bestatigen oder abzulehnen. Bestatigt der AN den Auf-
trag nicht innerhalb von zehn Tagen mittels vor-be-
haltsloser Auftragsbestatigung oder beginnt der AN mit
der Leistungsausfiihrung, so gilt die Bestellung als vor-
behaltlos bestatigt.

Ausfuhrung der Leistung

Uberwachung und Anordnung

Der Auftraggeber (im Folgenden AG genannt) hat das
Recht, die vertragsgemaRe Ausfiihrung der Leistung zu
Uberwachen und Anordnungen zu treffen, die zur ver-
tragsgeméfen Ausfuihrung der Leistung notwendig
sind. Der AN tragt ungeachtet dessen die volle Verant-
wortung fur die von ihm erbrachten Leistungen. Der AN
stimmt bereits jetzt zu, andere, nicht vereinbarte Leis-
tungen auf Anordnung des AG ebenfalls auszufiihren.

Ausfihrungsunterlagen

Der AN hat die fir die Ausfiihrung erforderlichen Unter-
lagen rechtzeitig beim AG anzufordern. Der AN hat die
ihm fiir die Erbringung seiner Leistungen Uberlassenen
Plane, Zeichnungen, Berechnungen und sonstigen Un-
terlagen unverzuglich nach Erhalt in allen Punkten, ins-
besondere auf ihre Vollstandigkeit, technische
Richtigkeit, dabei vor allem hinsichtlich der MaRe und
Massen und Vertragskonformitat zu Uberprifen. Auf
Unstimmigkeiten, entdeckte oder vermutete Mangel o-
der andere etwaige Bedenken, inshesondere auch we-
gen der vorgeschriebenen Baustoffe und der Art der
Ausfiihrung, hat der AN den AG unverzuglich schriftlich
hinzuweisen.

Soweit solche Hinweise unterbleiben, gelten die Uber-
gebenen Unterlagen als vom AN gebilligt und sind
Grundlage fir die von ihm zu erbringenden Leistungen,
fur deren Ausfiihrbarkeit er die volle Verantwortung
Ubernimmt. Nachtréagliche Anspriche des AN gegen
den AG aufgrund von Unstimmigkeiten, Mangeln, un-
terbliebenen Bedenkenanzeigen etc., in den dem AN
Uberlassenen Planen, Zeichnungen, Berechnungen
und sonstigen Unterlagen sind ausgeschlossen.

Dem AN sind die Schnittstellen seiner Leistungen, ins-
besondere mit den Planungsleistungen, die vom AG
bereitgestellt werden, bekannt.

An samtlichen, dem AN (bergebenen Zeichnungen,
Berechnungen und sonstigen Ausfiihrungsunterlagen
bleiben dem AG alle Rechte erhalten, insbesondere
verbleiben sie in seinem Eigentum. Sie dirfen ohne
dessen vorherige Einwilligung weder kopiert, vervielfal-
tigt, verdéffentlicht noch dritten Personen zuganglich ge-
macht werden. Sie sind nach Verwendung dem AG
zurtickzugeben. Der AN verpflichtet sich, Betriebsge-
heimnisse des AG und vertrauliche, ihm im Zusammen-
hang mit den im Vertrag bekannt werdende Angaben,
nicht an Dritte weiterzugeben.

Der AN hat alle fiir seine Leistungen erforderlichen Be-
rechnungen und Ausfiihrungsplane, soweit sie nicht
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vom AG zu liefern sind, ohne besondere Vergutung zu
erstellen und dem AG rechtzeitig zur Einwilligung vor-
zulegen. Das Gleiche gilt fiir die Angaben und Daten
Uber seine Leistungen, die fiir andere Gewerke von Be-
deutung sind. Trotz der Einwilligung verbleibt die Ver-
antwortung und Haftung fur die mangelhafte
Ausfiihrung bei dem AN.

Der AG darf die ggf. vom AN erstellten Unterlagen ohne
zusétzliche Vergltung fur das betreffende Bauvorha-
ben nutzen.

Der AN hat auf Verlangen des AG von seinen Leistun-
gen Bestandsplane, Berechnungsunterlagen, Be-
schreibungen und ggf. auch Bedienungsanleitungen
anzufertigen und dem AG nach Fertigstellung der Ar-
beiten, spatestens mit der Schlussrechnung, einen
Satz Originale oder Muster zu Uibergeben.

Der Leistungsumfang des AN umfasst die rechtzeitige
Beschaffung samtlicher, fur die vertragsgegenstandli-
che Baumafnahme noch erforderlicher &ffentlich-
rechtlicher Genehmigungen, Erlaubnisse, Abnahmen,
Auflagen und Zulassungen etc. einschlie3lich etwaig
bendtigter Sonderzulassungen und Baufreigaben, so-
weit diese zum Vertragsabschluss noch nicht vorliegen
und nicht gemaf dem zugrunde liegenden Vertrag vom
AG oder von Dritten beschafft werden missen, auf
Kosten des AN. Dies gilt auch fiir Berechnungen oder
statische Nachweise fur die Leistung des AN oder fir
erforderliche Baubehelfe.

Soweit der AN offentlich-rechtliche Genehmigungen
nicht selbst beantragen kann, ist er verpflichtet, alle
hierfiir notwendigen Unterlagen genehmigungsreif vor-
zubereiten, die Unterzeichnung durch den formell rich-
tigen Antragsteller zu veranlassen und sodann nach
Unterzeichnung des Antrags die Unterlagen bei der zu-
standigen Behdrde einzureichen. Dies gilt auch fiir die
Erteilung noch fehlender Baufreigaben.

Der AN hat erforderliche MaBnahmen so rechtzeitig zu
veranlassen, dass der Bauablauf gemaR der vereinbar-
ten Terminplanung nicht behindert und ordnungsge-
maR eingehalten wird.

Weitere Pflichten bei der Ausfihrung

Der AN hat sich vor Beginn der Arbeiten tber die fur die
Durchfiihrung seiner Leistung erforderlichen 6rtlichen
Voraussetzungen (z. B. Lage und Zuganglichkeit der
Baustelle), den Zustand des Baus und die Arbeiten der
Vorunternehmer zu unterrichten und festzustellen, ob
er seine Arbeiten ohne Gefahr von Schaden und Méan-
geln ausfihren kann. Etwaige Bedenken hat der AN vor
Arbeitsbeginn gegeniiber dem AG schriftlich geltend zu
machen. Nachtragliche Einwendungen und Anspriiche
sind ausgeschlossen, wenn sie Erschwernisse betref-
fen, die vor Beginn der Arbeiten offenkundig erkennbar
waren.

Der AN hat einen verantwortlichen und entscheidungs-
befugten Vertreter zu benennen, der zugleich die Funk-
tionen des verantwortlichen Fachbauleiters/Bauleiters
nach der Landesbauordnung erfiillt. Dieser hat bei ent-
sprechendem Erfordernis oder auf Verlangen des AG
standig auf der Baustelle anwesend zu sein und muss
u. a. dazu befugt sein, verbindliche Anweisungen des
AG entgegenzunehmen und erforderlichenfalls sofort
ausflihren zu lassen. Dazu hat er auf Verlangen des AG
auch an Baubesprechungen teilzunehmen.
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2.3.6

Das Baufeld ist durch den AN regelmafig zu reinigen
und fiir die Dauer der gesamten Bauzeit fortlaufend in
einem ordnungsgeméaRen Zustand zu halten. Die Ar-
beitsbereiche sind taglich von Bauschutt, Abbruch- und
Verpackungsmaterialien zu sdubern.

Bei Nichteinhaltung der o. g. Reinigungspflichten und
nach fruchtlosem Verstreichen einer durch den AG
schriftlich gesetzten Frist ist der AG berechtigt, eine
Drittfirma mit den entsprechenden Reinigungsarbeiten
auf Kosten des AN zu beauftragen.

Die durch den AN fertig gestellten Bauteile/Gebaude
(Neubauten, AuRenanlagen) sind nach Fertigstellung
des jeweiligen Gebaudes/Bauteils in endgereinigtem
und bezugsfertigem Zustand an den AG vor Gesamt-
abnahme zu ubergeben. Im Ubrigen ist die Baustelle
vollstéandig zu rdumen.

Der AN hat mit Baubeginn ein Bautagebuch zu fiihren
und dieses dem AG wéchentlich in Kopie zur Kenntnis-
nahme zu libergeben. Das Bautagebuch muss alle An-
gaben enthalten, welche fur die Ausfihrung des
Auftrags von Bedeutung sein kdnnen, mindestens aber
nachfolgende Angaben:

a) Bautenstand, erbrachte Leistung;

b) Personaleinsatz (Qualifikation, Mitarbeiteranzahl)

c) erfolgte Lieferungen;

d) fehlerhaft geliefertes Material;

e) festgestellte Mangel und dazu erlassene Anwei-
sungen;

f)  Anweisungen, Fristsetzungen, Anleitungen;

g) Erklarung zu Mehrmassen;

h) Randbedingungen (Temperatur, Feuchtigkeit), ge-
troffene SchutzmafRnahmen;

i) Kontrolle des Baustellenregimes (Wochenendsi-
cherheit);

i) Aussagen zu Bauzeitenverlangerungen sowie
Baubehinderungen.

Eintragungen im Bautagebuch gelten jedoch nicht als
schriftliche Behinderungsanzeige an den AG. In diesen
Fallen ist vielmehr ein gesondertes Anschreiben erfor-
derlich.

Das Bautagebuch ist dem AG wdchentlich vorzulegen
und gilt nur bei Unterzeichnung durch den rechtsge-
schéftlich Vertretungsbevollméchtigten des AG als ge-
nehmigt.

Der AN wird dem AG bei Vertragsunterzeichnung eine
Liste aller fir ihn in Betracht kommenden Sub- und
Nachunternehmer vorlegen.

Der AG ist berechtigt, vom AN vorgeschlagene Sub-
und Nachunternehmer aus wichtigem Grund — Qualitat
der Leistung, Bonitat und/oder fehlende Termintreue —
abzulehnen.

Der AN steht daflir ein, dass samtliche Lieferun-
gen/Leistungen ausschlie3lich an besonders erfahrene
und leistungsfahige Sub- und Nachunternehmer verge-
ben werden.

In jedem Fall darf der AN den Auftrag ganz oder teil-
weise durch Dritte nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung des AG ausfiihren lassen.

Muster und Proben der zur Verwendung vorgesehenen
Materialien und Teile sind vom AN zu liefern und zu
montieren. Die Kosten hierfir und fur vom AG verlangte

2.3.7

2.3.8
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Prufzeugnisse und Herstellungsnachweise tragt der
AN. Hat sich der Auftraggeber des AG ihm gegenuber
das Recht zur Entnahme von Proben und die Anforde-
rung von Priifzeugnissen und Herstellungsnachweisen
vorbehalten, so tragt der AN die Kosten, soweit seine
Leistung betroffen ist.

Der AN hat die von dem AG gestellten Materialien, Ein-
bauteile etc. auf der Baustelle abzunehmen, abzula-
den, zu lagern, zu sichern und zu warten. Der AG ist
unverzuglich davon zu unterrichten, wenn Material oder
Einbauteile nicht den Anforderungen der Leistungsbe-
schreibung entsprechen. Nachtragliche Einwendungen
und Anspriiche sind ausgeschlossen, wenn fur den AN
erkennbar war, dass sie nicht den Anforderungen der
Leistungsbeschreibung entsprechen.

Es sind nur Materialien und Einbauteile von dem AN zu
verwenden, die nach der geltenden Landesbauordnung
zugelassen sind. Dies gilt sinngemalf3 auch fir die Ver-
arbeitung.

Der Platz fur die Baustelleneinrichtung und Materialla-
gerung wird vom AG entsprechend den vorhandenen
Maoglichkeiten zugewiesen. Ggf. erforderliche Umlage-
rungen, mit denen wahrend des Bauablaufs gerechnet
werden muss, werden nicht vergiitet. Fiir die Beschaf-
fung der fur seine Arbeiten notwendigen Ver- und Ent-
sorgung fur Energie und Wasser hat der AN selbst zu
sorgen, soweit die Anschliisse nicht bereits bauseits
vorhanden sind und der AG ihre Nutzung zugelassen
hat. Bei Nutzung vorhandener Ver- und Entsorgungs-
einrichtungen, Flachen, Raume, Dienste, Gerate und
Stoffe hat sich der AN an den Kosten zuzlglich eines
angemessenen Verwaltungszuschlages zu beteiligen.

2.3.10 Fur die Aufstellung und Benutzung eigener wie auch

fremder Geriiste, Gerate und Einrichtungen tragt der
AN selbst die Verantwortung.

2.3.11 Der AN hat die von ihm ausgefiihrten Leistungen und

die ihm dazu ubergebenen Gegenstéande bis zur Ab-
nahme vor Beschadigung und Diebstahl, Winterscha-
den und Grundwasser zu schiitzen, fiir die Ableitung
des Tages- und Oberflaichenwassers und die Beseiti-
gung von Eis und Schnee zu sorgen, soweit seine Leis-
tungen dadurch beeintrachtigt werden. Diese
Leistungen sind in die Einheitspreise/den Pauschal-
preis mit einzukalkulieren. Der AN ist fir den Schutz
seiner und der von ihm genutzten Materialien und Ge-
rate selbst verantwortlich.

2.3.12 Der AN ist verpflichtet, bei Ausfiihrung seiner Arbeiten

alle bestehenden und wéhrend der Ausfiihrung in Kraft
tretenden gesetzlichen und polizeilichen Vorschriften
zu beachten, insbesondere die Vorschriften der Bau-
aufsichtsbehorden, Gewerbeaufsichtsamter und Be-
rufs-genossenschaften. Der AN tragt die alleinige
Verantwortung fiir alle aus der Nichtbeachtung dieser
Vorschriften sich ergebenden Folgen, GeldbufRen und
Ordnungsgelder sowie Personen- und Sachschaden.

Mitwirkung des AG

Konzeptionelle Priufung durch
AG/Verantwortung des AG

Der AN darf seine Leistungen nur und ausschlief3lich
aufgrund solcher Unterlagen, insbesondere Pléane, er-
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3.2

3.3

4.1
41.1

4.1.2

4.1.3

bringen, die vom AG und/oder von seinem hierzu Be-
vollmachtigten (z. B. Projektleitung oder Ingenieurbiiro)
gesichtet und abgezeichnet worden sind.

Trotz der Sichtung und Abzeichnung von Planen und
sonstigen Unterlagen durch den AG und/oder seine Be-
volimachtigten bleibt die volle Verantwortung fir die
Planung und Ausfuhrung der angebotenen/beauftrag-
ten Leistungen sowie die Koordinierung von Leistungen
Dritter beim AN, sofern nicht der AG trotz Anmeldung
von Bedenken durch den AN eine bestimmte Ausfiih-
rung anordnet oder sofern der AG bei der Sichtung und
Abzeichnung auf offenkundige Mangel schuldhaft nicht
hingewiesen hat.

Der AN ist fur die fachliche, funktionelle, konstruktive
und malfiliche Richtigkeit sowie die Vertragskonformitét
aller auszufuhrenden Leistungen allein verantwortlich.
Vorstehender Absatz 2 bleibt insoweit unberiihrt. Eine
technische Uberpriifung der o. g., durch den AN vorge-
legten Unterlagen erfolgt durch den AG und/oder seine
Bevollmachtigten nicht. Der AG weist dabei darauf hin,
dass er die Plane und sonstigen von dem AN zur Sich-
tung und Abzeichnung vorgelegten Unterlagen bei der
Sichtung lediglich konzeptionell pruft.

Vorlage Unterlagen/Planlieferungsterminplan

Die zur Sichtung und Abzeichnung vorzulegenden Un-
terlagen sind in 2-facher Ausfertigung in Kopie durch
den AN einzureichen.

Der AG bendétigt zur Sichtung und Abzeichnung der ein-
zelnen, durch den AN vorgelegten Unterlagen jeweils
mindestens 7 Werktage.

Zur Gewahrleistung der fristgerechten Ubergabe der
entsprechenden Unterlagen an den AG und eines aus-
reichenden Vorlaufs zur eigentlichen Leistungserbrin-
gung erstellt der AN einen Planlieferungsterminplan,
der nachfolgende Mindestangaben enthalten muss:

a) Bezeichnung/Name Planunterlage;
b) Starttermin ,Sichtung AG";
¢) Endtermin ,Sichtung AG";
d) Starttermin ,Leistungserbringung”.

Ggf. erforderliche Zeitrdume fur Korrekturen und eine
wiederholte Vorlage der entsprechenden Unterlagen
beim AG sind hierbei zu berticksichtigen.

Baustellenberechtigung

Den vom AG beauftragten Personen ist der Zugang
und die Besichtigung der Baustelle jederzeit gestattet
und zu erméglichen.

Leistungsanderungen/Zusatzleistungen

Bauvertrage gemaR § 650a BGB
Es gelten die 88 650b ff. BGB mit folgenden MafRRgaben:

Der AG stellt sein Anderungsbegehren gemaR § 650b
Absatz 1 BGB in Textform.

Der AN hat sein Angebot gemaf § 650b Absatz 1 Satz
2 BGB binnen 5 Werktagen nach Zugang des Ande-
rungsbegehrens des AG gemal3 8 650b Absatz 1 BGB
zu erstellen. Fir die Wahrung der Frist ist der Zugang
des Angebotes bei dem AG malRgeblich. Alternativ
muss der AN unter Darlegung von Griinden mitteilen

41.4

4.1.5

4.1.6

4.1.7

4.1.8
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weshalb ihm eine Angebotslegung binnen 5 Werktagen
nicht moglich ist.

Hat der AG gemalf} § 650b Absatz 1 Satz 4 BGB fiir die
Angebotserstellung eine Planung zur Verfigung zu
stellen, ist diese vom AN nach Zugang des Anderungs-
begehrens unverziiglich, spéatestens jedoch binnen 4
Werktagen nach Zugang des Anderungsbegehens
beim AG unter Benennung der fiir die Angebotserstel-
lung notwendigen Informationen in Textform abzufor-
dern. In diesem Fall beginnt die Frist gemaR Ziffer 4.1.3
ab Zugang der Planung beim AN zu laufen. Sollte der
AN innerhalb der vorgenannten Frist keine Planung ab-
fordern, hat er die Planungsleistung selbst zu erbrin-
gen.

Das Angebot des AN verhalt sich mindestens uber ein
Leistungsverzeichnis mit Einheitspreisen und Vorders-
atzen. Das Angebot des AN muss fiir den AG priifbar
sein.

Erflllt das Angebot des AN nicht die gesetzlichen sowie
die in Ziff. 4.1.5 geregelten Mindestanforderungen oder
aber legt der AN kein oder ein gemaR Ziff. 4.1.3 ver-
spatetes Angebot vor, hat der AG abweichend von §
650b Absatz 2 Satz 1 BGB bereits nach 5 Werktagen
ein Anordnungsrecht.

Ist offensichtlich, dass eine Einigung gemaf § 650b Ab-
satz 1 BGB nicht zustande kommt, kann der AG abwei-
chend von § 650b Absatz 2 Satz 1 BGB die Anderung
umgehend anordnen.

Dem AG bleibt auch bei Anordnung der Einwand, es
handele sich tatsachlich nicht um eine Anderung des
Vertrages, sondern um eine vom urspriinglich geschul-
deten Leistungsumfang umfasste Leistung des AN er-
halten.

Das Anordnungsrecht des AG gemaR § 650b Absatz 1
BGB umfasst auch das Recht, zeitliche Anordnungen
und Beschleunigungsanordnungen zu treffen.

4.1.10 Legt der AN kein Angebot oder aber ein nicht prifbares

Angebot oder aber verspatetes Angebot geman Ziff.
4.1.3 vor, sind § 650c Absatz 3 Satz 1 BGB sowie das
Recht auf Beantragung des Erlasses einer einstweili-
gen Verfligung ausgeschlossen

4.1.11 Wa&hlt der AN fir die Geltendmachung seines Vergu-

tungsanspruchs die Abrechnungsmethode geman
§ 650c Absatz 1 Satz 1 BGB, tragt er die Beweislast fir
den Umstand, dass es sich um die tatséchlich erforder-
lichen Kosten handelt.

4.1.12 Ergénzend zu § 650c Absatz 2 BGB hat der AN bei ei-

nem Angebotsvolumen ab 20.000 € netto vor Vertrags-
schluss die Formblatter ,Preisermittiung Zuschlags-
kalkulation" sowie ,Aufgliederung der Einheitspreise”
auszufullen, welche Vertragsbestandteil sind. Sollten
die Kostenansétze denjenigen in der Urkalkulation wi-
dersprechen, geltend die Kostenansétze in den Form-
blattern. Beiden Parteien bleibt der Einwand
vorbehalten, dass die Kostenanséatze nicht den tatsach-
lich erforderlichen Kosten entsprechen.

4.1.13 Die in dem Formblatt ,Preisermittiung Zuschlagskalku-

lation* genannten Zuschléage fir AGK, Wagnis und Ge-
winn gelten als angemessen im Sinne des § 650c
Absatz 1 Satz 1 BGB.
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4.1.14 Besteht zwischen AG und AN Uneinigkeit dariiber, ob 4.2.3 Ausfuhrungspflicht AN

eine vom AG geforderte Leistung vom urspriinglich ge-
schuldeten Leistungsumfang des AN umfasst ist oder
nicht, tragt der AN samtliche Folgen, die daraus resul-
tieren, dass er dem Ausfihrungswunsch des AG nicht
nachkommt, d. h. insbesondere die sich aus dem Ver-
handlungszeitraum und der Dauer des einstweiligen
Verfigungsverfahrens ergebenden Folgen, sofern
diese vom AN zu vertreten sind.

4.1.15 Abweichend von § 650c Absatz 3 BGB ist der AG, so-

4.2
421

4.2.2

a)

b)

c)

fern aufgrund einer Anordnung geman § 650b BGB das
Gesamtauftragsvolumen um mehr als 5 % brutto Uber-
schritten wird, zur Abwendung einer gerichtlichen Ent-
scheidung im einstweiligen Verfugungsverfahren
berechtigt, Uber 80 % des streitigen Betrages Zug um
Zug gegen Zahlung eine Sicherheit zu verlangen, wel-
che ausschlielilich eine aus dieser Anordnung resultie-
rende Uberzahlung sichert. Der AG hat dem AN die
Ublichen Kosten der Sicherheitsleistung auf Nachweis
bis zu einem Hdéchstsatz von 2 vom Hundert fur das
Jahr zu erstatten.

Werkvertrage im Ubrigen
Anderungsrecht AG

Der AG ist grundsétzlich berechtigt, die vertragsgegen-
standlichen Leistungen, z. B. durch Anderung des Ent-
wurfs, zu andern, den Leistungsumfang zu vergré3ern

4.2.4

und zu vermindern. Hinsichtlich etwaiger Leistungsén- 5

derungen und/oder Zusatzleistungen (,Nachtragsleis-
tungen“) gelten die einschlagigen Regelungen der
VOB/B, soweit in den Vertragsbestandteilen nichts an-
deres geregelt ist.

Vergutungsvoraussetzung

Spatestens 12 Werktage nach mindlichem und/oder
schriftichem Eingang der Anordnungen des AG sind
durch den AN Nachtragsangebote Uber die entspre-
chenden Nachtragsleistungen beim AG schriftlich ein-
zureichen. Die Nachtragsangebote haben
nachfolgende Mindestangaben und Mindestunterlagen
auszuweisen:

(1)
@)

®)

Lieferungs-/Leistungsgegenstand;
Liefer-/Leistungspreis  (Einzelpreise,
preis);

Hinweis auf zeitliche Auswirkungen beziglich der
vertraglich vereinbarten Termine bzw. der aktuel-
len Ausfuhrungsterminsituation — Gegenuiberstel-
lung der Folgen von Beauftragung und
Nichtbeauftragung der Nachtragsleistung;
Kalkulationsnachweis mit Einzelbelegen (z. B.
Material, Sub- und Nachunternehmerleistungen).

Gesamt-

(4)

Der AG ist berechtigt, Nachtragsangebote, die nicht die
geforderten Mindestangaben und Mindestunterlagen
enthalten, zuriickzuweisen und zu verlangen, dass ein
den o0.g. Mindestanforderungen entsprechendes
Nachtragsangebot eingereicht wird. Die sich hieraus
ergebenden Auswirkungen auf Termine, Kosten etc.
hat der AN zu tragen.

Der Nachtragsauftrag kommt erst mit der schriftlichen
Beauftragung zustande.

Die Hohe der Vergltung ist gedeckelt auf die ortsiibli-
chen und angemessenen Preise.

5.2

5.3
53.1

5.3.2

Die Vereinbarung der jeweiligen Minderkosten bzw.
Mehrkosten (Beauftragung der Nachtragsangebote)
soll vor Ausfuihrung getroffen werden.

Auch sofern es im Einzelfall bis zum Abschluss einer
Beauftragung nicht moglich sein sollte, die Kosten fir
die Nachtragsleistungen abschlieRend zu vereinbaren,
weil die Parteien sich im Einzelfall nicht Gber deren
Hohe und/oder die Kostentragungsverpflichtung ver-
stéandigen kdnnen, ist der AN zur Ausfiihrung der Leis-
tungen verpflichtet, wenn der AG dieses schriftlich
anordnet. Die Parteien haben sich unabhéngig davon
Uber die Vergutungspflicht und Vergitungs-héhe zu
verstandigen.

Zeitliche / bauablaufbezogene Folgen von Ande-
rungs- und Zusatzauftragen

Fuhren Anderungs- und Zusatzauftrage des AG zu zeit-
lichen und/oder bauablaufbezogenen Verzégerungen
und Behinderungen, so hat der AN hierauf bereits vor
Ausfiihrung, spatestens jedoch innerhalb von 12 Werk-
tagen nach Eingang der Anordnung oder des Eintritts
des behindernden Ereignisses, zusammen mit dem
Nachtragsangebot schriftlich hinzuweisen, und zwar
unter Angabe der voraussichtlichen Verzdgerungs-
dauer und sonstigen Behinderungsfolgen.

Ausfuhrungsfristen

Vertragstermine

Fir die Ausfiihrung der Leistungen des AN gelten die
vertraglich festgelegten Termine. Die Ausfiihrung ist an
dem vereinbarten Termin zu beginnen, angemessen zu
férdern und zu vollenden.

Arbeitsablaufplan

Auf Verlangen des AG ist der AN verpflichtet, unver-
zuglich auf eigene Kosten einen detaillierten Arbeitsab-
laufplan zu erstellen, der die vereinbarten
Vertragstermine berucksichtigt, aus dem sich die zu
verwendenden Arbeitskrafte, Gerate und das erforder-
liche Material ergeben und seine ausreichende Kapazi-
tat nachzuweisen. Der Arbeitsablaufplan ist dem AG
unverzuglich vorzulegen und mit diesem abzustimmen.

Verlangerung der Bauzeit

Die vereinbarten Termine kdnnen sich aus verschiede-
nen Grinden noch verzdgern, insbesondere durch
Streiks, hohere Gewalt, Aussperrung etc. Der AG hat
im Fall der Nichteinhaltung der Termine dann Anspruch
auf Ersatz eines Verzugsschadens sowie der verein-
barten Vertragsstrafe, wenn der AN die Verzdgerung
zu vertreten hat. Hierzu gelten — nachrangig zu den
Vorschriften dieses Vertrages nebst Anlagen — die
Bestimmungen gemal VOB/B. Der AN tragt die Be-
weislast, dass er die Verzdgerung nicht zu vertreten
hat.

Witterungseinflisse haben grundsatzlich keinen Ein-
fluss auf die vereinbarten Ausfuhrungsfristen, auch
wenn tatséchlich eine Behinderung oder Unterbre-
chung in der Bauausfiihrung eingetreten ist, soweit es
sich um Witterungseinflisse handelt, mit denen bei Ab-
gabe des Angebots normalerweise gerechnet werden
musste. Ebenso sind Termindnderungen wegen Mate-
rial- und/oder Arbeitskrafte-mangel ausgeschlossen.
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5.3.3

534

5.4

6.1

Unter Witterungseinfliissen sind alle Umstande zu ver-
stehen, die nach dem allgemeinen Sprachgebrauch so-
wohl in ihrer Entstehung als auch in ihrer Auswirkung
auf die Witterung zurlickzufuhren sind; maRgebliche
Anhaltspunkte geben insoweit die drtlichen und jahres-
zeitlichen Verhéltnisse. Lediglich aufl3ergewdthnliche
und unerwartet stark auftretende Witterungseinflisse
kénnen eine Verlangerung der Ausfiihrungsfrist bewir-
ken, sofern der AN die Folgen dieser Witterungsein-
flisse nicht mit zumutbaren Mitteln abwenden kann
und ausschlielich Gewerke bzw. Arbeiten betroffen
sind, deren Ausfuhrung unmittelbar durch die Wetter-
verhdltnisse beeinflusst werden oder von diesen ab-
héangig sind. Zur Feststellung, ob es sich um auRer-
gewohnlich und unerwartet stark auftretende Witte-
rungseinflisse handelt, ist auf das statistische Mittel
der letzten 10 Jahre nach den Erkenntnissen des Deut-
schen Wetterdienstes fur den Ort der BaumaRnahme
abzustellen.

In jedem Fall ist der AG berechtigt, zur Einhaltung der
vertraglich vereinbarten Termine einseitig Beschleuni-
gungsmalnahmen anzuordnen. Hierzu wird der AN in-
nerhalb von 5 Werktagen nach Aufforderung durch den
AG diesem schriftlich Beschleunigungsmaf3nahmen
und —kosten im Rahmen eines Angebotes darstellen.

Die Durchfiihrung etwaiger BeschleunigungsmafRnah-
men wird der AG nach Erhalt des Angebotsschreibens
des AN rechtzeitig beauftragen. Der AN verpflichtet
sich bereits jetzt, eine in Auftrag gegebene Beschleuni-
gung ordnungsgemanR auszufihren.

Mit einer derartigen Anordnung von Beschleunigungs-
mafRnahmen durch den AG ist kein Anerkenntnis einer
tatsachlichen Verlangerung der Ausfiihrungsfristen o-
der einer von dem AG zu vertretenen Bauzeitverzége-
rung verbunden. Eine Abweichung von dem vertraglich
vereinbarten Fertigstellungstermin findet grundsétzlich
nicht statt.

In jedem Fall haftet der AG nicht fir Verzégerungen,
die nicht von ihm bzw. seiner Geschéftsleitung oder sei-
nen leitenden Angestellten zu vertreten sind, ebenfalls
nicht fir eigene leichte Fahrlassigkeit und leichte Fahr-
lassigkeit von leitenden Angestellten und sonstigen Er-
fullungsgehilfen.

Einigungsphase/Verhandlungsphase

Die Parteien sind sich einig, dass die Einigungs-
phase/Verhandlungsphase gemafl} § 650 b Absatz 2
Satz 1 BGB die Ausfiihrungsfristen grundséatzlich nicht
beriihrt, insbesondere diese Fristen nicht verlangert.

Behinderung und Unterbrechung der
Ausfihrung

Grundséatze

Der AN hat seine Arbeiten so durchzufiihren, dass an-
dere am Bau tatige Unternehmen nicht behindert oder
geschédigt werden. Er muss rechtzeitig und ausrei-
chend fir alle erforderlichen Unterrichtungen oder Ab-
stimmungen — auch mit dem AG - bezilglich seines
technischen und zeitlichen Arbeitsablaufes Sorge tra-
gen.

Der AG hat das Recht, vom AN jederzeit die Unterbre-
chung (Sistierung) der weiteren Auftragsdurchfiihrung

6.2

6.3

7.2

7.3

zu verlangen. Aus Sistierungen bis maximal 3 Monate
wird der AN keine Forderungen stellen.

Bauibliche Stérungen

Etwaige baulbliche, gegenseitige Stérungen miissen
in Kauf genommen werden. Sie berechtigen nicht zu
Ersatzanspriichen.

Anzeigepflicht

Der AN ist verpflichtet, séamtliche Behinderungen in der
Ausfiihrung, welche die termingerechte Ausflhrung
seiner Leistungen in Frage stellen, dem AG unverzug-
lich schriftlich anzuzeigen, damit der AG die Mdglich-
keit hat, ggf. fur Abhilfe zu sorgen.

Vergutung
Grundsatze

Der AN versichert, dass er sich tber alle die Preisbe-
rechnung und Bauausfiihrung relevanten Tatsachen
durch Besichtigung und Erkundigung informiert hat.

Der AN erklart weiter, samtliche Massen aus den ihm
zur Verfligung gestellten Unterlagen eigenverantwort-
lich ermittelt zu haben. Ferner erhélt der AN keine ge-
sonderte Vergitung fur Leistungen, die zwar nicht in
der Leistungsbeschreibung enthalten sind, allerdings
zur sach- und fachgerechten Erbringung des geschul-
deten Bausolls zwingend erforderlich sind.

Inhalt der Vertragspreise

Die Vertragspreise enthalten alles, was zur vollstandi-
gen vertragsgemafRen und funktionsbereiten Ausfih-
rung der vereinbarten Leistungen notwendig ist,
einschlieBlich aller Lohn- und Gehaltsnebenkosten, so-
weit keine gesonderte Vergitung hierfur im Leistungs-
verzeichnis vorgesehen ist. Sie enthalten auch — sofern
fur die ausgeschriebenen Leistungen erforderlich — die
Kosten fur behordliche Genehmigungen, Abnahmen,
Zulassungen und Prifzeugnisse. Die Vertragspreise
bleiben bis zur Fertigstellung der Leistung unveréndert
und ohne Rucksicht auf zwischenzeitlich eingetretene
Lohn-, Material- oder sonstige Preiserh6hungen. Gleit-
klauseln sind nur giltig, wenn sie bei Vertragsab-
schluss schriftlich vereinbart sind.

Abgeltung Pauschalfestpreis

Bei Vereinbarung eines Pauschalpreises ist mit dem
vereinbarten Preis alles abgegolten, was zur vollstan-
digen, funktionsfahigen, betriebsbereiten, ordnungsge-
mafen, bezugsfertigen und  termingerechten
Ausfuihrung und Lieferung der Leistungen nach den
vertraglichen Vereinbarungen notwendig ist, auch
wenn und soweit sich erforderliche Einzel- oder Neben-
leistungen aus der Funktional-/ Leistungsbeschreibung
und/oder den Ubrigen Vertragsgrundlagen nicht aus-
driicklich ergeben sollten, jedoch zur Erreichung des
vertraglich zugesagten Erfolges notwendig zu erbrin-
gen sind.

Der Pauschalfestpreis ist ein Festpreis. In dem Pau-
schalfestpreis sind alle Kosten von Seiten des AN fir
die fertige Leistung nach den vertraglichen Vereinba-
rungen enthalten. Nachforderungen sind auch fiir den
Fall auBergewdhnlicher Steigerungen von Material- o-
der Lohnkosten ausgeschlossen. Auch Rechenfehler
und sonstige Irrtiimer in der Preisermittlung und Ein-
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7.4

7.5

schatzung des Bestandes durch den AN bedingen kei-
nerlei Anderungen des Pauschalfestpreises. Eine Ver-
gltung Uber den Pauschalfestpreis hinaus ist im
Ubrigen ausgeschlossen, soweit es zu keiner Beauftra-
gung von Nachtragsleistungen oder Beschleunigungs-
maflnahmen kommen.

Tag- oder Stundenlohnarbeiten

Tag- oder Stundenlohnarbeiten werden grundséatzlich
nicht anerkannt, es sei denn, diese werden vom AG
ausdrucklich schriftlich angeordnet oder zwischen dem
AG und dem AN schriftlich vereinbart. Vereinbarungen
Uber Tag- und Stundenlohnarbeiten sind ausschlieRlich
mit dem AG oder seinem rechtsgeschéftlich Bevoll-
machtigten selbst zu treffen; fiir die Anordnung ist
ebenfalls ausschlielich der AG oder sein rechtsge-
schéftlich Bevollmachtigter zustandig. Stundenlohnzet-
tel sind werktéaglich, spatestens am folgenden
Arbeitstag nach Leistungserbringung, vom AN einzu-
reichen. Eine etwaige Abzeichnung der Stundenlohn-
zettel durch den AG und die damit verbundene
Anerkenntniswirkung betreffen nur Art und Umfang der
erbrachten Leistungen, nicht jedoch die Vergitungs-
pflicht. Nicht abgezeichnete und/oder nicht zurlickge-
gebene  Stundenlohnzettel haben gar keine
Anerkenntniswirkung.

Nachlass

Die von den Parteien vereinbarten Nachlasse gelten
auch fur Zusatzauftrdge und/oder Nachtragsauftrage
sowie Stundenlohnarbeiten.

Zahlungen

Abschlagszahlungen

Der AG leistet auf die zu zahlende Gesamtvergiitung
Abschlagszahlungen ausschliellich nach dem am
Leistungsstand festgelegten Zahlungsplan, sofern ein
solcher vereinbart wurde und der AN seine Leistung
planmaRig fortsetzt. Abschlagszahlungen werden dann
fallig 21 Tage nach den im Zahlungsplan festgelegten
auslésenden Ereignissen sowie entsprechender
schriftlicher Bestatigung des AN und postalischem
Rechnungseingang, nicht jedoch vor den im Zahlungs-
plan genannten Terminen.

Sofern kein Zahlungsplan vereinbart wurde, ist der AN
berechtigt, Abschlagsrechnungen fiir vertragsgeman
erbrachte Leistungen einschlie3lich etwaiger Nach-
tragsleistungen monatlich zu stellen und wenn der AN
seine Leistung planmafig fortsetzt. Insoweit gelten die
einschlagigen Regelungen der VOB/B, soweit in den
Vertragsbestandteilen nichts anderes geregelt ist. Die
Falligkeit von Abschlagsrechnungen tritt jeweils inner-
halb von 21 Tagen ab postalischem Zugang beim AG
ein, wenn der Abschlagsrechnung eine geprifte Auf-
stellung Uber die ausgefiihrten und abgerechneten
Leistungen beigefugt ist.

Die Abschlagszahlungen sind ohne Einfluss auf die
Haftung und Mangelhaftung des AN; sie gelten nicht als
Abnahme von Teilen der Leistung, stellen kein Aner-
kenntnis des erreichten Bauten-/ Leistungstandes und
auch keine Genehmigung nicht beauftragter Nachtrage
dar.

8.2

8.3

Schlussrechnung

Die Schlussrechnung muss spatestens 6 Wochen nach
vollstéandiger Leistungserbringung und Durchfiihrung
der Endabnahme beim AG eingereicht werden. In der
Schlussrechnung miissen die bisher geleisteten Ab-
schlagszahlungen jeweils nochmals einzeln aufgefiihrt
werden.

Die Schlussrechnung wird 60 Tage nach Zugang der
pruffahigen Schlussrechnung beim AG und férmlicher
Abnahme des Bauvorhabens gemaf Ziffer 10.2 durch
den AG zur Zahlung fallig.

Falligkeitsvoraussetzung fur die Schlusszahlung ist
daruiber hinaus, dass die Abrechnungsunterlagen gem.
§ 16 VOB/B und die Unterlagen gemaf 14.1 sowie der
Erganzungsvereinbarung AEntG, MiLoG, etc. vollstan-
dig, aktualisiert und ordnungsgemaR mit der Schluss-
rechnung ubergeben sind.

Skonto

8.3.1Die Parteien vereinbaren einen Skonto in Hohe von

8.3.2

3 % des jeweils geschuldeten Betrages bei Zahlungs-
eingang beim AN innerhalb von 14 Werktagen nach
postalischem Rechnungseingang beim AG. Bei der
Schlussrechnung erhdht sich die Skontofrist auf
21 Werktage nach postalischem Rechnungseingang
beim AG.

Nachforderungen sind ausgeschlossen, sofern der AN
dem Skontoabzug nicht unverziiglich, spatestens in-
nerhalb von 5 Arbeitstagen ab Zahlungseingang,
schriftlich widerspricht.

8.3.3Fur die Rechtzeitigkeit kommt es auf das Datum des

8.4

8.5

8.6

Uberweisungsauftrages bzw. bei Zahlung durch Ver-
rechnungsscheck auf das Absendedatum (Poststem-
pel) an.

Rechnungsadresse
Rechnungsanschrift ist:

Knoll GmbH & Co. KG
Eichenallee 88
49733 Haren

Anforderungen an die Rechnung

Die Rechnungen sind dem Zwecke nach als Ab-
schlags- und Schlussrechnung zu bezeichnen und
durchlaufend zu nummerieren. In jeder Rechnung sind
unter Angabe der Bestellnummer Umfang und Wert al-
ler bisherigen Leistungen und die bereits erhaltenen
Zahlungen kumuliert mit gesondertem Ausweis der da-
rin enthaltenen Umsatzsteuerbetrdge anzugeben. Die
Rechnungen, die diesen Anforderungen und denen des
§ 14 UStG nicht gentigen, werden zurlickgewiesen.
Die sodann vom AN neu zu erstellende, ordnungsge-
méRe Rechnung, die die vorgenannten Anforderungen
erfdllt, ist mit dem aktuellen Ausstelldatum zu verse-
hen.

Freistellungsbescheinigung des AN

Der AN ist verpflichtet, die Freistellungsbescheinigung
fur die Bauabzugssteuer gem. § 48 b EStG bei Ver-
tragsunterzeichnung dem AG vorzulegen. Liegt diese
Freistellungsbescheinigung nicht spatestens bei Rech-

AVN.docx

Knoll GmbH & Co KG - Eichenallee 88 - 49733 Haren (Ems) - Tel.: 05934 9304-0 - Fax: 05934 9304-60 - E-Mail: info@knoll-haren.de

Stand: 08/2018

6/10



Allgemeine Vertragsbedingungen
fur Nachunternehmer (AVN)

8.7

10.
10.1

10.2

nungstellung durch den AN vor, kann der AG Zahlun-
gen nur unter Abzug von 15 % des jeweiligen Rech-
nungsbetrages an den AN leisten.

Zahlungen per Scheck

Der AG ist bei Zahlungen (ber 1.000 € berechtigt, per
Scheck zu zahlen. Die Erfiillungswirkung tritt mit Zu-
gang des Schecks ein.

Forderungsabtretung des AN

Dem AN ist die Abtretung von ihm aus der Geschéafts-
verbindung mit dem AG gegen diesen zustehende For-
derungen an Dritte ohne schriftliche Zustimmung des
AG nicht gestattet.

Aufmal und Abnahmen

Aufmaf

Die Abrechnung der Vergitung des AN erfolgt bei Ein-
heitspreisvertragen auf der Grundlage des Aufmafles
der tatsachlich ausgefiihrten Leistungen. Das Aufmalid
ist von dem AN und dem AG gemeinsam zu erstellen
und zu unterzeichnen.

Der AN hat dem AG mit einem Vorlauf von wenigstens
14 Werktagen einen Termin zur Erstellung des Aufma-
Res zu benennen. Erscheint der AG zu einem verein-
barten Termin nicht, hat der AN ihm unter
Beriicksichtigung einer angemessenen Frist einen
neuen Termin vorzuschlagen. Dem AG bleibt es unbe-
nommen, das Aufmal auf seine Richtigkeit nachzupri-
fen.

Formliche Abnahme

10.2.1 Nach ordnungsgemafer Erbringung der geschuldeten

Gesamtleistung findet eine férmliche Schlussabnahme
statt.

Nach dem Stellen eines Abnahmeverlangens des AN
ist der AG verpflichtet, dem AN zwei Abnahmetermine
zu nennen, die innerhalb der 12-Tages-Frist des § 12
Absatz 1 VOB/B liegen.

Auch Teilabnahmen, die nur auf ausdrickliche Anord-
nung des AG durchzufiihren sind, erfolgen férmlich.

Auch Mangelbeseitigungsarbeiten nach erfolgter Ab-
nahme/Teilabnahme sind férmlich abzunehmen.

Es sind jeweils Abnahmeprotokolle durch den AG zu
erstellen, die von beiden Vertragsparteien zu unter-
zeichnen sind.

Eine fiktive Abnahme sowie eine Abnahme durch Inge-
brauchnahme der Werkleistung sind ausgeschlossen.

10.2.2 Vor Beantragung der Abnahme hat rechtzeitig (spéates-

tens 4 Wochen vor der Abnahme) eine gemeinsame
Vorbegehung mit AN und AG stattzufinden. Die dabei
festgestellten wesentlichen Méangel sind bis zum Ab-
nahmetermin zu beseitigen. Die Abnahme kann nicht
verlangt werden, solange noch wesentliche Mangel
vorhanden sind. Mangel sind insbesondere, jedoch
nicht ausschlie3lich dann wesentlich, wenn sie die Ge-
fahr wesentlicher Folgeschéaden in sich bergen oder
den vertragsgemafRen Gebrauch des Bauwerks nicht
nur unwesentlich beeintrachtigen. Der AG behélt sich
vor, seine Aufwendungen fir vom AN zu vertretende

zusatzliche Abnahmebegehungen geltend zu machen,
die nach der Erstbegehung entstehen.

Voraussetzung fiir die Abnahme ist auf3erdem insbe-
sondere:

Der Nachweis der vertragsgemaflen Leistung durch
entsprechende mangelfreie Bescheinigungen Uber
Priifungen, Leistungsmessungen usw. durch TOV, VdS
und/oder Sachverstandige, sofern der Nachweis erfor-
derlich ist und/oder vom AG verlangt wird.

Die Ubergabe samtlicher Revisionspléane /-unterlagen /
Bestandsplane, spéatestens mit der Abnahme an den
AG.

10.2.3 Bis zur Abnahme nicht mehr sichtbare oder nicht mehr

zugéangliche Teilleistungen sind nach ihrer Fertigstel-
lung, die dem AG schriftlich anzuzeigen ist, gemeinsam
zu Uberprifen. Hierliber ist ein schriftliches Protokoll
vom AN zu erstellen. Derartige Uberpriifungen und
Protokolle haben nicht den Charakter von Teilabnah-
men oder Abnahmen.

10.2.4 Werden vor oder wéhrend einer Abnahme Mangel fest-

gestellt oder liegen behérdliche Beanstandungen vor,
so sind diese unverziglich in angemessener Frist vom
AN zu beheben.

Leistungen, die schon wahrend der Ausfuhrung als
mangelhaft erkannt werden (8 4 Absatz 7 VOB/B),
kann der AG nach fruchtlosem Ablauf einer angemes-
senen Nachbesserungsfrist auch ohne Kindigung des
Auftrags auf Kosten des AN nachbessern/durch man-
gelfreie Leistungen ersetzen lassen. Der AN hat dem
AG die hierdurch entstehenden Kosten zu ersetzen.

10.2.5 Im Fall einer Abnahmeverweigerung des AG gilt § 650g

11.
111

BGB mit der Mal3gabe, dass ein Termin zur Zustands-
feststellung zwischen den Parteien dergestalt mitzutei-
len ist, dass mit einer Vorankiindigungsfrist von einer
Woche drei Alternativtermine an drei unterschiedlichen
Tagen zu den Ublichen Geschéftszeiten mitgeteilt wer-
den.

Gewahrleistung / Sicherheiten

Gewahrleistungsfristen

Es werden die nachfolgend aufgefihrten Fristen fir die
Mangelhaftung vereinbart:

11.1.1 Die Mangelhaftung betragt 10 Jahre fiir:

a) Dachdeckungs- und Dacheindichtungsarbeiten
jeglicher Art, wie z. B. Bitumen-, Foliendichtung
usw., sowohl fur das Material als auch fir die Ver-
arbeitung, einschlieBlich aller Anschliisse an an-
dere Bauteile, Fugen usw., einschlielich
eventueller Arbeiten mit kleinformatigen Blechab-
deckungen usw.;

b) Abdichtungsarbeiten aller Art innerhalb und aul3er-
halb des Gebéaudes.

11.1.2 Die Mangelhaftung betragt 5 Jahre und 1 Monat fir:

a) alle Ubrigen Bau- und sonstigen Leistungen und
Bauteile aus dem Vertrag;

b) fir Funktionen des gesamten Bauwerkes, einzel-
ner Bauteile und der technischen Anlagen — soweit
nicht Teile der technischen Anlagen der Verjah-
rung nach ziffer 11.1.3 unterliegen;
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11.1.3

11.2

11.3

114
1141

11.4.2

11.4.3

c)

einschlieBlich aller Beschlage und sonstigen von
Hand zu bewegenden Teile.

Die Mangelhaftung betragt 2 Jahre fir:

d) alle drehenden und sich bewegenden Teile, Moto-
ren, Pumpen, Verschlei3teile, z. B. Keilriemen
usw.;

e) alle Leuchtmittel (bei einschichtigem Betrieb und

2.000 Stunden pro Jahr);
f)  Anwachsgarantie fir alle Pflanzungen;
g) alle elektronischen Bauteile.

Gewéhrleistungsbeginn

Die Mangelhaftungsfrist beginnt mit der férmlichen
Schlussabnahme der gesamten Leistung.

Abtretung Gewahrleistungsanspriche

Der AN tritt dem AG hiermit samtliche Gewahrleis-
tungs- und Schadensersatzanspriiche gegen seine
Sub- und Nachunternehmer, Lieferanten oder sonstige
am Bau Beteiligte aus diesem Bauvorhaben ab. Der AG
nimmt die Abtretung hiermit an.

Die vorstehende Abtretung lasst die Haftung des AN
gegenuber dem AG unberihrt. Insbesondere steht es
dem AG frei, wen er in Anspruch nimmt, ggf. auch ge-
samtschuldnerisch.

Mangelhaftungssicherheit

Zur Absicherung der Mangelhaftungs- und Garantiean-
spriiche des AG wird vom AN fir die Dauer der Man-
gelhaftungsfrist bei einer Brutto-Abrechnungssumme
von Uber 1.000 € eine Sicherheit in Hohe von 5 % der
(Brutto-) Abrechnungssumme einschlieRlich aller
Nachtrage wie folgt geleistet: 5 % der (Brutto-) Abrech-
nungssumme in ihrer objektiv richtigen Hohe ein-
schlieBlich aller Nachtrage kénnen vom AG von der
letzten Zahlung (geman Zahlungsplan) Zug um Zug ge-
gen Rickgabe der Vertragserfiillungsbiirgschaft einbe-
halten werden.

Bei (Brutto-) Abrechnungssummen unter 20.000 €
kann nach alleiniger Entscheidung des AN auf die Ab-
sicherung der Mangelhaftungs- und Garantieanspru-
che des AG verzichtet werden. Fur diesen Fall gewéahrt
der AN einen weiteren Nachlass von 2,5 %.

Der AN ist berechtigt, diesen Einbehalt durch eine un-
bedingte, unbefristete, unwiderrufliche, selbstschuld-
nerische Birgschaft eines den Anforderungen des § 17
Absatz 2 VOB/B entsprechenden Kreditinstituts oder
Kreditversicherers in Hohe von 5 % der (Brutto-) Ab-
rechnungssumme in ihrer objektiv richtigen Hohe ein-
schlielich eventueller Nachtrdge abzulésen. Von dem
Sicherungszweck missen auch diejenigen Méngelan-
spriiche umfasst sein, die bereits vor Abnahme ent-
standen sind und auch diejenigen, wegen derer sich
der AG Rechte bei der Abnahme vorbehalten hat.

In der Burgschaftserklarung muss auf die Einreden der
Aufrechenbarkeit und der Vorausklage gemanR 8§ 770,
771 BGB, das Recht zur Hinterlegung des Birgschafts-
betrages sowie auf die Rechte gemaR § 775 BGB ver-
zichtet werden. Der Verzicht auf die Einrede der
Aufrechenbarkeit gilt nicht fur den Fall, dass die betref-
fende Gegenforderung des AN unbestritten oder
rechtskraftig festgestellt worden ist.

Umfasst ist weiterhin die Absicherung der Anspriiche
bei Nichtzahlung des Mindestentgelts (§ 14 AEntG), bei
Nichtzahlung der Beitrage zur Berufsgenossenschaft,
bei Nichtzahlung der Beitrage zur Urlaubskasse (8§ 14
AENtG) bzw. bei Nichtzahlung der Sozialversiche-
rungsbeitrége (8 28e Absatz 3 a-f SGBIV).

11.4.4 Die Kosten fir die Blrgschaft tragt der AN.

11.4.5 Der AG ist zur Ruckgabe der Burgschaftsurkunde ver-

pflichtet, sobald die M&ngelhaftungsfrist fur die Mangel-
anspriuche des AG abgelaufen ist und die bis dahin
erhobenen Anspruche erflllt worden sind. Fir den Fall,
dass die Mangelhaftungsfrist fir einen erheblichen Teil
der vertraglich geschuldeten Leistungen abgelaufen ist,
kann der AN die Burgschaft Zug um Zug gegen Uber-
gabe einer entsprechenden niedrigeren Méangelhaf-
tungssicherheit herausverlangen. Uber die Hohe der
danach zu Ubergebenen, neuen, angepassten Blrg-
schaft haben die Parteien sich zuvor zu einigen.

11.4.6 In der Burgschaft muss die ausschlief3liche Geltung

12.

12.1

deutschen Rechts sowie — nach Wahl des AG — der Er-
fullungsort oder der Sitz des AG als ausschlieRlicher
Gerichtsstand vereinbart werden.

Haftung der Vertragsparteien / Versiche-
rungen/Sonstige Sicherheiten

Haftung

12.1.1 Der AN Ubernimmt ausdriicklich die volle Haftung fir

seine Lieferungen und Leistungen, auch wenn er selbst
nicht Hersteller oder Ausfiihrender ist.

12.1.2 Der AN hat den AG von Ansprichen Dritter freizustel-

12.2

len, die auf einer schuldhaften Verletzung seiner ver-
traglichen Pflichten beruhen.

Der AN hat den AG auBRerdem von Anspriichen Dritter
freizustellen, die auf sonstigen, von ihm schuldhaft ver-
ursachten schadigenden Auswirkungen (Schaden,
Nachteilen oder Belastigungen) beruhen. Diese Frei-
stellungsverpflichtung gilt nicht, soweit die schadigen-
den Auswirkungen trotz vertragsgemaRer Ausfihrung
unvermeidbar sind.

Haftpflichtversicherung

Der AN ist verpflichtet, vor Beginn der Bauausfuhrung
eine Haftpflichtversicherung mit einer Mindestde-
ckungssumme von 1.000.000 € sowie einen Versiche-
rungsschutz nach dem Umweltschadensgesetz
(USchadG) mit einer Mindestdeckungssumme von
500.000 € auf seine Kosten abzuschlief3en. Die Héhe
der Deckungssumme je Verstol3 ergibt sich aus dem
Vertrag.

Das Bestehen der Haftpflichtversicherung wird der AN
dem AG durch Ubergabe einer Kopie der Versiche-
rungspolice mit Vertragsunterzeichnung nachweisen.
Das Forthestehen der Haftpflichtversicherung des AN
ist dem AG auf dessen Wunsch jederzeit erneut nach-
zuweisen.

Weist der AN das Bestehen der Haftpflichtversicherung
nicht zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt und auch
nicht innerhalb einer ihm vom AG gesetzten angemes-
senen Frist nach, ist er nicht berechtigt, mit der Bau-
ausflhrung zu beginnen. Der AG ist in diesem Fall
berechtigt, den Vertrag zu kiindigen und Schadenser-
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12.3

12.4

satzanspriiche geltend zu machen. Etwaige sich hie-
raus ergebende Bauverzdgerungen hat der AN zu ver-
treten.

Der AN wird den Versicherungsschutz seiner Haft-
pflichtversicherung von dem Beginn der von ihm zu er-
bringenden Leistung an bis zum Ablauf der
Gewabhrleistungsfrist aufrechterhalten.

Bauleistungsversicherung

Soweit nicht individuell vereinbart, ist fiir das Bauvor-
haben eine Bauleistungsversicherung seitens des AG
bzw. des Bauherren abgeschlossen. Wurde oder wird
von dem AG oder dem Bauherren eine Bauwesen-
bzw. Bauleistungsversicherung abgeschlossen, die
auch die Leistungen des AN umfasst, so werden die
anteiligen Kosten mit 0,35 % der (Brutto-) Abrech-
nungssumme zzgl. Selbstbehalte im Schadensfall auf
den AN umgelegt und von der Abschlags-/ und
Schlusszahlungssumme als separater Nachlass abge-
zogen.

Vertragserfullungssicherheit

12.4.1 Der AN verpflichtet sich, dem AG mit Vertragsunter-

zeichnung eine unbedingte, unbefristete, unwiderrufli-
che, selbstschuldnerische Birgschaft eines den
Anforderungen des § 17 Absatz 2 VOB/B entsprechen-
den Kreditinstituts oder Kreditversicherers in Hohe von
10 % der (Brutto-) Auftragssumme zu stellen. Dies gilt
auch fir etwaige Nachtrage.

12.4.2 Leistet der AN die Sicherheit gemal} Absatz 1 Satz 1

nicht fristgerecht, ist der AG berechtigt, Abschlagszah-
lungen einzubehalten, bis die Sicherheitsleistung voll-
standig erbracht ist.

12.4.3 Die Burgschaft dient der Sicherung des Anspruchs des

AG auf vertrags- und ordnungsgemaRe Erfillung aller
geschuldeten Lieferungen und Leistungen einschlief3-
lich aller Nachtrage. Dies umfasst insbesondere die ter-
mingerechte,  abnahmeféhige  Ausfihrung  der
Lieferungen und Leistungen einschlielich des An-
spruchs auf Verzugsschaden, sonstigen Schadener-
satz, Anspriche auf Vertragsstrafe und Beseitigung
bereits vor Abnahme bestehender Mangelanspriiche.
Der Sicherungszweck der Birgschaft bezieht sich auch
auf eventuelle Anspriiche auf Erstattung Utberhohter
Abschlagszahlungen mit Ausnahme von Uberzah-
lungstatbestéanden, welche aus § 650c Absatz 3 BGB
resultieren. Die Sicherheit hat sich ferner auf Regress-
anspriche des AG gegen den AN im Falle der Inan-
spruchnahme geméaR § 14 AEntG, 8 28e Absatz 3a
SGB IV und aus § 150 SGB VIl zu erstrecken. Umfasst
ist weiterhin die Absicherung der Anspriiche bei Nicht-
zahlung des Mindestentgelts (8 14 AENntG), bei Nicht-
zahlung der Beitrage zur Berufsgenossenschaft, bei
Nichtzahlung der Beitrage zur Urlaubskasse (§ 14 A-
EntG) bzw. bei Nichtzahlung der Sozialversicherungs-
beitréage (8 28e Absatz 3 a-f SGBIV).

12.4.4 In der Burgschaftserklarung muss auf die Einreden der

Aufrechenbarkeit und der Vorausklage gemaR 88 770,
771 BGB, das Recht zur Hinterlegung des Biirgschafts-
betrages sowie auf die Rechte gemaR § 775 BGB ver-
zichtet werden. Der Verzicht auf die Einrede der
Aufrechenbarkeit gilt nicht fiur den Fall, dass die betref-
fende Gegenforderung des Auftragsnehmers unbestrit-
ten oder rechtskraftig festgestellt worden ist.

12.4.5 Die Kosten fir die Biurgschaft tréagt der AN.

12.4.6 Der AG ist zur Rickgabe Zug um Zug gegen die Man-

gelhaftungssicherheit verpflichtet, wenn der AN die ge-
schuldeten Lieferungen und Leistungen einschlief3lich
der Abrechnung vertragsgemafl und vollstandig er-
bracht hat und die Lieferungen/Leistungen vom AG
formlich gemaR Zziffer 10.2 abgenommen worden sind
oder abnahmeersetzende Umstande vorliegen, es sei
denn, dass Anspriiche des AG, die nicht von der ge-
stellten Sicherheit fir Mangelanspriche umfasst sind,
bestehen.

12.4.7 In der Birgschaft muss die ausschlielliche Geltung

13.
13.1

13.2

13.3

14.
14.1.

deutschen Rechts sowie — nach Wahl des AG — der Er-
fullungsort oder der Sitz des AG als ausschlieRlicher
Gerichtsstand vereinbart werden.

Kindigung

Fur die Kundigung des Vertrages gelten 8 8 und § 9
VOB/B. Erganzend zu § 8 Absatz 3 VOB/B wird klarge-
stellt, dass ein wichtiger Grund zur Vertragskiindigung
durch den AG auch dann vorliegt, wenn

a) eine zur Errichtung des Gesamtobjekts notwen-
dige behdrdliche Genehmigung nicht oder nicht
wie beantragt erteilt wird;

b) durch Dritte gegen eine Baugenehmigung Wider-
spruch eingelegt und der Widerspruch nicht inner-
halb von 12 Monaten nach Einlegung zuriick-
genommen oder rechtskraftig zuriickgewiesen ist;

c) die Baugenehmigung aufgehoben wird;

d) der AN eine wesentliche Pflicht aus dem Vertrag
verletzt;

e) der Vergitungsanspruch ganz oder teilweise ge-

pféandet wird und diese Pfandung seitens des AN
nicht binnen drei Monaten zur Aufhebung gebracht
wird.

Im Falle der Kiindigung des AG aus wichtigem Grund
hat der AN Anspruch auf Vergltung seiner bis zur Kiin-
digung nachweislich erbrachten Leistungen. Weiterge-
hende Anspriiche des AN sind ausgeschlossen.

Der AG ist abweichend von 8§ 8 Absatz 3 ziff. 1 VOB/B
berechtigt, den Vertrag auch teilweise kiindigen, wenn
die Teilleistung nicht in sich abgeschlossen ist.

Im Fall einer Kindigung aus wichtigem Grund gilt
§ 648a BGB mit der MaRRgabe, dass ein Termin zur
Leistungsstandfeststellung zwischen den Parteien der-
gestalt mitzuteilen ist, dass mit einer Vorankiindigungs-
frist von einer Woche drei Alternativtermine an drei
unterschiedlichen Tagen zu den Ublichen Geschéfts-
zeiten mitgeteilt werden.

Sonstige Regelungen

Der AN verpflichtet sich, spéatestens 14 Kalendertage
nach Vertragsschluss, spatestens jedoch 3 Werk-
tage vor Baubeginn und sodann fortlaufend folgende
Unterlagen dem AG unaufgefordert auszuhandigen:

e einen Handelsregisterauszug nebst Liste der Ge-
sellschafter (vor Baubeginn)

e eine Fotokopie der Gewerbeanmeldung (vor Bau-
beginn)
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14.2

14.3

14.4

e einen Auszug aus dem Gewerbezentralregister
(vor Baubeginn)

e bei Nachunternehmern mit Sitz auf3erhalb der BRD
einen in die deutsche Sprache von einem amtlichen
Ubersetzer (ibersetzten beglaubigten Handels-
bzw. Gewerberegisterauszug nebst Liste der Ge-
sellschafter (vor Baubeginn)

e Mindestlohnbestatigungen der der auf der Baustelle
eingesetzten Mitarbeiter des Nachunternehmers
geman Seite 4 (monatlich ab Baubeginn)

e eine Fotokopie der Handwerksrolleneintragung
(vor Baubeginn)

e Vollmacht zur Einholung von SOKA-BAU Bestati-
gungen, alternativ Vorlage Bestétigung der SOKA,
Wiesbaden, Uber die Zahlung der Sozialkassenbei-
trage sowie der Winterbeschaftigungs-Umlage (vor
Baubeginn und monatlich ab Baubeginn)

e Unbedenklichkeitsbescheinigung der zustandigen
Krankenkasse (vor Baubeginn und monatlich ab
Baubeginn)

e Vollmacht zur Einholung von BG BAU Bescheini-
gungen, alternativ Vorlage Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung der zusténden
Berufsgenossenschaft (vor Baubeginn und mo-
natlich ab Baubeginn)

e Nachweis der Betriebshaftpflicht- und Umweltscha-
den-Versicherung nach USchadG (vor Baubeginn
und zu Beginn jeden Quartals)

e Bei Transportleistungen ist der Nachweis tber die
vorliegenden Berechtigungen / die Gemeinschafts-
lizenz zur Beférderung von Gltern zu erbringen (vor
Leistungsbeginn)

Die zur Vorlage kommenden v. g. Bescheinigungen
missen zeitnah zum Datum dieser Erganzungsverein-
barung ausgestellt sein. Bei Anderungen der Verhalt-
nisse ist der Nachunternehmer verpflichtet, dem
Auftraggeber sofort Mitteilung zu machen. Sollten die
genannten Unterlagen nicht mit der ersten Rechnung
eingereicht werden, kdnnen keine bzw. nur Teilzahlun-
gen geleistet werden.

Ausweispapiere

Mitarbeiter missen ihren Personalausweis, Pass, Pas-
sersatz oder Ausweisersatz sowie ggf. ihre Arbeitser-

laubnis bei sich fiihren. Ansonsten kann der Zutritt zur
Baustelle verweigert werden.

Gerate und Materialien

Der AN hat nur zugelassene und geprifte Geréte und
Materialien (Prifstempel, TUV etc.) auf der Baustelle
einzusetzen. Der Prifstempel muss gut sichtbar ange-
bracht sein. Die Prifprotokolle sind bereitzuhalten.

Rechtsnachfolge

Die Vertragsparteien sind berechtigt, die Rechte und
Pflichten aus diesem Vertrag auf einen Rechtsnachfol-
ger zu Ubertragen. Die Ubertragung bedarf der vorheri-
gen Zustimmung der jeweils anderen Partei. Diese wird
ihre Zustimmung nur aus wichtigem Grund verweigern.
Dies gilt auch fur Abtretungen von Ansprichen des AN

14.5

14.6

gegen den AG durch den AN. Hintergrund ist insbeson-
dere die in Ziff. 15.2 geregelte Geheimhaltungspflicht.

Geheimhaltungspflicht

Der AN verpflichtet sich gegeniiber dem AG im Verhalt-
nis zu Dritten zur Verschwiegenheit und wird Veréffent-
lichungen Uber das Objekt oder einzelner Leistungen
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des AG zu-
lassen.

Aufrechnung

Der AG kann mit Forderungen gegen den AN aus an-
deren Bauvorhaben gegeniber Forderungen des AN
gegenuber dem AG aus diesem Bauvorhaben aufrech-
nen.

14.7 Vollstreckung einstweilige Verfligung

14.8

14.9

15.

Die Vollstreckung einer einstweiligen Verfigung ge-
maR § 650d Satz 1 BGB durch den AN ist nur gegen
Sicherheitsleistung mdglich.

Gerichtsstand

Fir etwaige Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusam-
menhang mit diesem Vertrag ist als Gerichtsstand aus-
schlie3lich der Sitz des AG vereinbart. Die Parteien
verzichten auf die Verweisungsantragsbefugnis geman
§ 98 Absatz 1 GVG.

Compliance (Regeltreue)
Der AN verpflichtet sich

a) die geltenden Vorschriften einzuhalten, insbeson-
dere gegen Korruption, Schwarzarbeit, Kartell- und
WettbewerbsversttRe. Gleiches gilt fir Mitarbeiter
und Erflllungsgehilfen des AN.

b) die vom AN im Zusammenhang mit diesem Ver-
trag beauftragten Dritten zu verpflichten, die gel-
tenden Vorschriften einzuhalten, insbesondere
gegen Korruption, Schwarzarbeit, Kartell- und
WettbewerbsverstoRe.

Schlussbestimmung

Fir den Fall der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestim-
mung des Vertrages bleibt der Vertrag im Ubrigen
gleichwohl gultig. Eine etwaig ungiltige Bestimmung ist
so umzudeuten oder zu erganzen, dass der mit der un-
wirksamen Bestimmung zum Ausdruck gebrachte Par-
teiwille unter Bericksichtigung des beabsichtigten
wirtschaftlichen Zwecks erreicht wird. Gleiches qgilt,
wenn sich bei der Durchfiihrung dieses Vertrages eine
Regelungsliicke zeigen soll.
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	5.3.4 In jedem Fall haftet der AG nicht für Verzögerungen, die nicht von ihm bzw. seiner Geschäftsleitung oder seinen leitenden Angestellten zu vertreten sind, ebenfalls nicht für eigene leichte Fahrlässigkeit und leichte Fahrlässigkeit von leitenden ...
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	Die Parteien sind sich einig, dass die Einigungsphase/Verhandlungsphase gemäß § 650 b Absatz 2 Satz 1 BGB die Ausführungsfristen grundsätzlich nicht berührt, insbesondere diese Fristen nicht verlängert.
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	10.2.3 Bis zur Abnahme nicht mehr sichtbare oder nicht mehr zugängliche Teilleistungen sind nach ihrer Fertigstellung, die dem AG schriftlich anzuzeigen ist, gemeinsam zu überprüfen. Hierüber ist ein schriftliches Protokoll vom AN zu erstellen. Derart...
	10.2.4 Werden vor oder während einer Abnahme Mängel festgestellt oder liegen behördliche Beanstandungen vor, so sind diese unverzüglich in angemessener Frist vom AN zu beheben.
	10.2.5 Im Fall einer Abnahmeverweigerung des AG gilt § 650g BGB mit der Maßgabe, dass ein Termin zur Zustandsfeststellung zwischen den Parteien dergestalt mitzuteilen ist, dass mit einer Vorankündigungsfrist von einer Woche drei Alternativtermine an d...


	11. Gewährleistung / Sicherheiten
	11.1 Gewährleistungsfristen
	11.1.1 Die Mängelhaftung beträgt 10 Jahre für:
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	11.4.5 Der AG ist zur Rückgabe der Bürgschaftsurkunde verpflichtet, sobald die Mängelhaftungsfrist für die Mängelansprüche des AG abgelaufen ist und die bis dahin erhobenen Ansprüche erfüllt worden sind. Für den Fall, dass die Mängelhaftungsfrist für ...
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